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Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 31. März 2011 —  
Kommission/Italien

(Rechtssache C-50/10)

„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Umwelt — Richtlinie 2008/1/
EG — Integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung — 

Voraussetzungen für die Genehmigung bestehender Anlagen“

Mitgliedstaaten  — Verpflichtungen  — Umsetzung der Richtlinien  — Verstoß  — 
Rechtfertigung mit der innerstaatlichen Ordnung — Unzulässigkeit (Art. 258 AEUV) 
(vgl. Randnrn. 33-39)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 
2008/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 über die 
integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (ABl. L 24, 
S. 8) — Anlagen, die Auswirkungen auf die Emissionen in Luft, Wasser und Boden und 
die Umweltverschmutzung haben können — Voraussetzungen für die Genehmigung 
bestehender Anlagen

Tenor

1. Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 5 
Abs. 1 der Richtlinie 2008/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Januar 2008 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung (kodifizierte Fassung) verstoßen, dass sie nicht die 
erforderlichen Maßnahmen getroffen hat, damit die zuständigen Behörden 
durch Genehmigung gemäß den Art. 6 und 8 der Richtlinie oder in geeigneter 
Weise durch Überprüfung und, soweit angemessen, durch Aktualisierung der 
Auflagen dafür sorgen, dass bestehende Anlagen im Sinne von Art. 2 Nr. 4 der 
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Richtlinie in Übereinstimmung mit den Anforderungen der Art. 3, 7, 9, 10, 
13, 14 Buchst. a und b sowie 15 Abs. 2 der Richtlinie betrieben werden.

2. Die Italienische Republik trägt die Kosten.

Beschluss des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 31. März 2011 —  
EMC Development/Kommission

(Rechtssache C-367/10 P)

„Rechtsmittel — Kartelle — Europäischer Zementmarkt — Klage auf 
Nichtigerklärung einer Entscheidung, mit der eine gegen den Erlass einer 

harmonisierten Norm für Zement gerichtete Beschwerde zurückgewiesen wurde — 
Verfahren zum Erlass der Norm — Verbindlichkeit der Norm — Teils offensichtlich 

unzulässiges und teils offensichtlich unbegründetes Rechtsmittel“

1. Rechtsmittel — Gründe — Keine Angabe des gerügten Rechtsfehlers — Unzulässig-
keit (Art. 256 AEUV; Satzung des Gerichtshofs, Art. 58 Abs. 1; Verfahrensordnung 
des Gerichtshofs, Art. 112 § 1 Buchst. c) (vgl. Randnrn. 39-40, 58)

2. Rechtsmittel  — Gründe  — Unzureichende Begründung  — Umfang der 
Begründungspflicht (Satzung des Gerichtshofs, Art.  36 und  53 Abs.  1; 
Verfahrensordnung des Gerichts, Art. 81) (vgl. Randnrn. 46, 48)

3. Rechtsmittel — Gründe — Verstoß gegen das Verbot, über ein neues Angriffs- oder 
Verteidigungsmittel zu entscheiden  — Vorbringen, das eine bloße Erweiterung 
eines in der Klagebeantwortung geltend gemachten Vorbringens darstellt  — 
Offensichtlich unbegründetes Rechtsmittel (Verfahrensordnung des Gerichts, 
Art. 48 § 2 Abs. 1) (vgl. Randnrn. 57, 62-64)
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